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Zu diesem 
Jahresbericht

In der nunmehr fünften Ausgabe des Jahresberichtes der Struktur- und Geneh-
migungsdirektion Süd (SGD Süd) stehen zukunftsorientierte und brandaktuelle 
 Themen wie der Umweltschutz und die Nachhaltigkeit im Vordergrund.

das Jahr 2011 stand ganz im Zeichen der energie-
wende. die Landesregierung verfolgt das Ziel, bis 
2030 bilanziell den verbrauchten strom zu 100 % 
aus erneuerbaren energien zu gewinnen.

die Fachabteilungen der sGd süd haben sich 
mit den unterschiedlichsten Fragestellungen 
zum thema der erneuerbaren energien und des 
umweltschutzes befasst:
so wurden die errichtungen von Photovoltaik-
anlagen auf ihre raumverträglichkeit geprüft 
und der bau von biogasanlagen genehmigt. 
eine studie der sGd süd legt dar, wie im 
trocken-warmen Klima in rheinland-Pfalz eine 
umweltgerechte bewässerung in der Landwirt-
schaft möglich ist und was es hierbei alles zu 
beachten gilt.

der korrekte umgang mit altlasten und das 
dahinter stehende Nutzungspotential wird 
exemplarisch an der sanierung der Giulini rot-
schlammhalde in Ludwigshafen aufgezeigt.

um die artenvielfalt in rheinland-Pfalz zu gewähr-
leisten, müssen Lebensräume wie die europäischen 
Natura-2000 schutzgebiete erhalten bleiben. dazu 
hat das referat „Naturschutz“ bewirtschaftungs-
pläne erarbeiten lassen, die noch mit Kommunen 
und Verbänden abgestimmt werden. 

die Überprüfung der einhaltung von sicherheits-
standards bei Gastankstellen zum schutz der 
beschäftigten und der Öffentlichkeit war 2011 
eines von mehreren schwerpunktthemen der 
abteilung „Gewerbeaufsicht“.

im arbeitsbereich „Grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit“ wurde das Förderprogramm 
„europa für bürgerinnen und bürger“ vorgestellt. 
auch der bereich arbeitsschutz spielt bei der 
grenzüberschreitenden Kooperation mit unseren 
französischen Nachbarn eine wichtige rolle. 

außerdem hat sich die sGd süd auf die Fahnen 
geschrieben, mit drei gemeinnützigen sozialen 
stiftungen, deren Vorsitzender ich bin, menschen 
zu helfen, die in großer Not auf Zuwendungen 
angewiesen sind.

ich wünsche ihnen eine angenehme Lektüre und 
hoffe, dass sie viele interessante einblicke in 
unsere arbeit gewinnen können.

Prof. dr. hans-Jürgen seimetz
Präsident

Präsident Prof. dr. hans-Jürgen seimetz

Bildquelle Titel: ZAK – Zentrale Abfallwirtschaft Kaiserslautern
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heLFeN wo es Not tut

3 Stiftungen aus dem 19. Jahrhundert aktueller denn je

die sGd süd verwaltet drei stiftungen. es 
handelt sich dabei um die „stiftung zur hilfe in 
Notfällen oder in besonderen Lebenslagen“, die 
„stiftung zur unterstützung von Frauen, allein-
erziehenden und hausgehilfen“ und die „stiftung 
zur Förderung begabter und bedürftiger Jugend-
licher sowie junger schriftsteller und Publizisten 
im stefan-George-haus in bingen“. Vorsitzender 
ist jeweils Prof. dr. hans-Jürgen seimetz.

die drei stiftungen verfügen zusammen über ein 
Grundstockvermögen von fast 450.000 euro. 
dieses Kapital sichert den stiftungen jährliche 
Zinserträge, mit denen hilfebedürftige Perso-
nen finanziell unterstützt werden können. das 
Grundstockvermögen der stiftungen bleibt 
bestehen, da lediglich die erträge und spenden 
ausgeschüttet werden dürfen. mit mitteln aus 
diesen stiftungen kann menschen geholfen wer-
den, die im bereich der sGd süd wohnen.

Stiftung zur Hilfe in Notfällen oder in beson-
deren Lebenslagen 

Zweck der stiftung ist die hilfe in Notfällen. 
erfüllt wird dieses Ziel durch die unterstützung 
von Personen, die als Folge von Naturereignissen 
in Not geraten sind oder aus anderen Gründen in 
besonderen Lebenslagen der hilfe bedürfen.
historische betrachtet entstand die stiftung im 
Jahre 1970 durch die Zusammenlegung von drei 
bereits bestehenden stiftungen, die schon im 
19. Jahrhundert gegründet worden waren. Nach-
dem die stiftung mit dem damaligen Namen 
„Notstände in der Pfalz“ ihren ursprünglichen 
stiftungszweck nur noch in geringem umfang 
erfüllen konnte, erfolgte 1991 die Änderung in 
den heutigen stiftungsnamen und die anpassung 
des stiftungszwecks an die heutigen bedürfnisse.

Zuständigkeitsbereich der SGD Süd

ZEnTRAlE AufgABEn

abteilung 1 – roland Kuhn
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Stiftung zur Unterstützung von Frauen, 
Alleinerziehenden und Hausgehilfen

Zielsetzung der stiftung ist die unterstützung 
und Förderung bedürftiger Frauen und die 
Gewährleistung von hilfen an bedürftige allein-
erziehende Frauen und männer. auch die Gewäh-
rung von unterstützungsleistungen und Jubilä-
umszuwendungen an bedürftige hausgehilfen 
entspricht immer noch dem historisch gewachse-
nen stiftungszweck. 
die Geschichte dieser stiftung führt ebenfalls in 
das 19. Jahrhundert zurück, wobei im Laufe der 
Jahre die ausrichtung der Leistungen immer wie-
der den gesellschaftlichen Gegebenheiten ange-
passt wurde. anfangs sollten durch die stiftung 
„brave dienstboten durch aufmunterungspreise 
und Präbenden“ gefördert werden. seit 1971 
konnte die stiftung hausgehilfen mit Jubilä-
umszuwendungen und bei der unterbringung in 
einem alten- oder Pflegeheim unterstützen. seit 
mai 1991 trägt die stiftung ihren heutigen Namen 
mit dem neuen, erweiterten stiftungszweck.

Stiftung zur Förderung begabter und bedürf-
tiger Jugendlicher sowie junger Schriftsteller 
und Publizisten im Stefan-George-Haus in 
Bingen

die stiftung unterstützt die schulische oder beruf-
liche ausbildung begabter und bedürftiger, vor-
nehmlich voll- oder halbwaiser Jugendlicher. wie 
der Name aber erkennen lässt, hat sich die stif-
tung nicht nur der Jugendförderung verschrieben, 
sondern auch der erhaltung und der Förderung 

des geistigen erbes des großen rheinhessischen 
dichters stefan George. auch diese stiftung blickt 
auf eine lange historie zurück. um unehelichen, 
ausgesetzten oder verwaisten Kindern während 
der französischen besatzung zu helfen, wurde im 
19. Jahrhundert der „Fond für Findel- und verlas-
sene Kinder“ gegründet. hieraus hat sich nach 
einigen Namens- und Zweckänderungen im Jahr 
1991 die heutige stiftung entwickelt.

Das Engagement in Zahlen: 40.000 Euro für 
einen guten Zweck

Präsident Professor dr. hans-Jürgen seimetz 
konnte aus stiftungsmitteln in den vergangenen 
vier Jahren 205 Personen helfen. die einzelnen, 
jeweils zweckgebundenen Zuweisungen lagen 
zwischen 75 euro und 600 euro. insgesamt wur-
den fast 40.000 euro ausgeschüttet.

im Laufe des Jahres 2011 wurden mit mitteln der 
„stiftung zur Förderung begabter und bedürf-
tiger Jugendlicher sowie junger schriftsteller 
und Publizisten im stefan-George-haus in 
bingen“ Klassenfahrten, Lernmittel, arbeitsma-
terialien und Zusatzunterricht junger menschen 
gefördert. Zugleich erhielt die stefan-George-
Gesellschaft e.V. bingen für den erwerb und die 
restaurierung einer seltenen erstausgabe von 
stefan George, die den titel „maximin“ trägt, 
eine Zuwendung von 555 euro. das kostbare 
exemplar kann jetzt im stefan-George-museum 
besichtigt werden.

aus der „stiftung in Notfällen oder in beson-
deren Lebenslagen“ wurde 2011 unter anderem 
eine Zuwendung an einen Jugendlichen bewilligt, 
bei dem ein aggressiver Gehirntumor diagnos-
tiziert worden war. mit der Förderung konnten 

die eltern medikamente bezahlen, die von der 
Krankenkasse nicht übernommen wurden.
2011 wurden aus dem Fördertopf der „stiftung 
zur unterstützung von Frauen, alleinerziehenden 
und hausgehilfen“ fast 4000 euro vergeben. oft 
wurden alltägliche dinge wie ein bett oder eine 
brille benötigt. auch wenn das Geld für arzt-
kosten fehlte, konnte die stiftung mit kleinen 
beträgen schon große Not lindern.

die anträge sind meist von beratungsstellen wie 
dem caritas-Zentrum oder dem diakonischen 
werk vorgeprüft. auf diese weise konnten im 
letzten Jahr 19 menschen, die unverschuldet in 
Not geraten waren, finanziell unterstützt wer-
den. im sommer überreichte Präsident seimetz 
der Leiterin des Frauenhauses Neustadt einen 
scheck über 400 euro, die zur anschaffung eines 
Kühlschrankes verwendet wurden.

Prof. Dr. Hans-Jürgen Seimetz bei der Scheckübergabe an die 

Vorsitzende des Frauenhauses Neustadt e.V. Gabi Stuckenberg
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deutsch-FraNZÖsische 
ZusammeNarbeit – 
arbeitsschutZ Über 
GreNZeN hiNweG

alle Großunternehmen agieren inzwischen 
global, zumindest aber europaweit, die arbeits-
schutzinspektionen dagegen lokal. dies nutzen 
manche Firmen zum Nachteil der beschäftigten 
aus. um die unternehmen auf augenhöhe und 
mit vergleichbarer Qualität überwachen zu kön-
nen, bedarf es einer intensiven Kommunikation 
zwischen den regional zuständigen behörden 
über die Grenzen hinweg. wegen der Nach-
barschaft der Pfalz zum elsass lag es nahe, den 
Kontakt primär mit den elsässischen arbeits-
schutzinspektionen zu suchen.

der ursprung der grenzüberschreitenden Zusam-
menarbeit der Gewerbeaufsichtsbehörden geht 
auf das Jahr 1994 zurück. in diesem Jahr wurde 
in einer Gründungsveranstaltung der „arbeits-
schutz über Grenzen hinweg“ ins Leben gerufen.

Gründungsteilnehmer auf deutscher seite 
waren das sozialministerium baden-württem-
berg und der deutsche Gewerkschaftsbund 
baden- württemberg. Von französischer seite 
waren dies die direction régionale du travail, 
de l’emploi et de la formation professionelle 
(drteFP) und die confédération française 
démocratique du travail (cFdt).

in den folgenden Jahren kamen weitere 
behörden und institutionen dazu; hier sind 

die Gewerbeaufsicht von baden-württemberg 
und der Pfalz, die berufsgenossenschaf-
ten metall und bau sowie die französischen 
regionalen Krankenkassen (cram) zu nennen. 
Koordiniert, beraten und betreut wird die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit im 
arbeitsschutz seit Gründung durch das euro-
institut mit sitz in Kehl.

Ziel der grenzüber-
schreitenden Zusam-
menarbeit ist es, das 
Verwaltungs- und 
Überwachungssystem 
des jeweiligen Nach-
barn besser kennen zu 
lernen, den austausch 
von informationen 
und von praxisorientierten Lösungen betreffend 
ausgewählter arbeitsschutzthemen zu fördern 
und gemeinsame Lösungen von Problemen zu 
finden. daneben sollen aber auch betriebe, die 
im Grenzbereich tätig sind, besser beraten und 
bei gesetzlichen Änderungen schneller infor-
miert werden können.

in einem Lenkungsausschuss, in dem auch die 
sGd süd vertreten ist, werden die Projekte 
generiert und in nachgeordneten arbeits gruppen 
detailliert ausgearbeitet. die ergebnisse der 

gEwERBEAufSICHT

abteilung 2 – rüdiger sehr

Quelle: BASF SE
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arbeitsgruppen werden in seminaren, work-
shops oder auch in Fachforen an Firmen, behör-
den und andere institutionen, die grenzüber-
schreitend tätig sind, weitergegeben.
bisher wurden workshops bzw. Fachforen zu 
unterschiedlichen schwerpunktthemen wie z. b.
■  Gefährdungsbeurteilung,
■  krebserzeugende stoffe bei der arbeit,
■  psychische Fehlbelastungen,
■  Zeitarbeit über Grenzen hinweg und
■  asbest
angeboten; die resonanz war stets positiv.

das diesjährige thema „instandhaltung in der 
industrie“ geht auf eine europäische Kam-
pagne zur sicheren instandhaltung zurück. 
Laut schätzung der europäischen agentur für 
sicherheit und Gesundheitsschutz am arbeits-
platz stehen 10-15 % aller tödlichen arbeits-
unfälle und 15-20 % aller unfälle mit instand-
haltungsarbeiten im Zusammenhang. die 
ergebnisse des austauschs sollen ende 2012 
in einem Fachforum vorgestellt und diskutiert 
werden.

bei den erfahrungsaustauschen wurden die 
unterschiedlichen organisationsformen zwi-
schen deutscher Gewerbeaufsicht und fran-

zösischer arbeitsschutzinspektion (inspection 
du travail) sichtbar. bedingt durch den föde-
ralen aufbau der bundesrepublik deutschland 
erfolgt die organisation und ausbildung der 
Gewerbeaufsichtspersonen hier dezentral auf 
Länderebene. in Frankreich erfolgt die ausbil-
dung zentral beim iNteFP (institut National du 
travail, de l‘emploi et de la Formation Profes-
sionnelle) in der Nähe von Lyon. Zur stärkung 
der europakompetenz der zukünftigen französi-
schen arbeitsschutzbeamtinnen und -beamten 
hospitierten im Jahr 2011 zwei französische 

angehende arbeitsschutzinspektoren bei der 
regionalstelle Gewerbeaufsicht der sGd süd 
in Neustadt. Vorher schon war eine schulungs-
gruppe tageweise in rheinland-Pfalz und auch 
bei der regionalstelle in Neustadt.

da wir nicht nur an das elsass, sondern auch an 
Lothringen grenzen, wurden inzwischen erste 
Gespräche auf Leitungsebene mit der direction 
régionale des entreprises, de la concurrence, 
de la consommation, du travail et de l´emploi 
(direccte) de Lorraine, in der die lothringi-
schen arbeitsschutzinspektionen integriert sind, 
geführt, die nunmehr auf der arbeitsebene 
intensiviert werden sollen.

12.30 
Déjeuner 
Mittagessen

14.00 
L’évaluation des risques : des applications concrètes
Die Gefährdungsbeurteilung: spezi  sche Lösungen aus 
der Praxis

•  Une nouvelle méthodologie testée dans la branche 
industries du métal
Eine neue getestete Methodik in der Metall branche

Karl-Heinz PROBST, Aufsichtsperson, BG Metall Süd 
– Präventionsdienst Mannheim

•  Le risque routier 
Verkehrsrisiken

Thierry FASSENOT, ingénieur-conseil, CRAM Alsace-Moselle

•  Le risque explosion 
Brand- und Explosionsschutz

Dr Franck HAUERT – BGN Mannheim

16.15
Synthèse de la journée : Les facteurs de réussite
Zusammenfassung des Tages: Die Erfolgsfaktoren

Jacques PACHOD, ingénieur-conseil régional, CRAM Alsace-
Moselle

Martin RASTETTER, Leiter der Bezirksprävention Karlsruhe, 
BG BAU 

16.30
Fin du Forum
Ende des Forums

Avec la participation de:
Unter Beteiligung von :

Hildenbrand – Geispolsheim
HOCHTIEF Construction AG – Niederlassung Freiburg

Kirsten – Schwanau
Mecatherm – Barenbach

Nussbaum – Kehl
Press-Tec – Kehl

SATA – Schweighouse sur Moder
Steelcase – Wisches
Zwickert – Colmar

Deutsch-Französisches Seminar Lenkungsausschuss
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ein freier Zugang der bürgerinnen und bürger zu 
informationen über die tätigkeit der öffentlichen 
Verwaltung folgt aus dem Grundprinzip einer 
transparenten und offenen Gesellschaft. alle 
bürgerinnen und bürger sollen die möglichkeit 
haben, den politischen Prozess mitzugestalten 
und staatliche entscheidungen zu kontrollieren. 
Voraussetzung für einen offenen dialog ist, dass 
sich jeder umfassend über die tätigkeit des staa-
tes informieren kann und dabei nicht nur auf die 
medien angewiesen ist.

ein meilenstein in der umweltinformation war 
die 1998 unterzeichnete aarhus-Konvention. im 
dänischen aarhus wurde in der umweltminister-
konferenz von 35 staaten und der europäischen 
union ein „Übereinkommen über den Zugang 
zu informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung 
an den entscheidungsverfahren und den Zugang 
zu Gerichten in umweltangelegenheiten“ unter-
zeichnet. die aarhus-Konvention verankerte die 
rechte auf information, beteiligung und Klage-
möglichkeit als rechte einer jeden Person zum 
schutz der umwelt.

im Februar 2003 trat die richtlinie 2003/4/eG 
des europäischen Parlaments und des rates über 
den Zugang der Öffentlichkeit zu umweltinfor-
mationen in Kraft. die europäische Gemeinschaft 
hat die erste und zum teil auch dritte säule dieser 

aarhus-Konvention mit dieser umweltinformati-
onsrichtlinie umgesetzt.

die richtlinie 2003/4/eG erweiterte die ansprü-
che auf umweltinformationen qualitativ erheb-
lich gegenüber der früheren richtlinie.

mit dem bundesumweltinformationsgesetz (uiG) 
im Jahr 2005 wurde die richtlinie in nationales 
recht umgesetzt. alle stellen der öffentlichen 
Verwaltung des bundes sowie u. u. private 
stellen sind zur herausgabe von umweltinfor-
mationen ohne die Geltendmachung besonderer 
interessen verpflichtet.

das uiG gilt zunächst nur für informationspflich-
tige stellen des bundes. die Länder haben für die 
Landesebene eigene Vorschriften zur umsetzung 
der eu-umweltinformationsrichtlinie erlassen.

rheinland-Pfalz hat dies mit dem Landesumwelt-
informationsgesetz (LuiG), das nunmehr auch die 
öffentliche Verwaltung des Landes zur auskunft 
verpflichtet, im oktober 2005 rückwirkend zum 
Februar 2005 getan.

ein weiteres informationsfreiheitsrecht – also 
informationen außerhalb umweltbezogener infor-
mationen – besteht in deutschland seit 2006. 
dieses allgemeine informations- und Zugangs-

Freier ZuGaNG Zu 
umweLt iNFormatioNeN – 
Neue  dimeNsioNeN der 
umweLtKommuNiKatioN

Das LUIG ermöglicht auch Akteneinsicht

recht für bürgerinnen und bürger zu behördenun-
terlagen – ebenso unabhängig von einer direkten 
persönlichen betroffenheit – ist in deutschland 
als informationsfreiheitsgesetz am 1. Januar 2006 
in Kraft getreten und wurde seitdem in 12 bun-
desländern in Landesgesetze umgewandelt. das 
rheinland-pfälzische Landesinformationsfreiheits-
gesetz (LiFG) ist seit Februar 2009 in Kraft.

Allgemeines

das recht der umweltinformation nach dem LuiG 
umfasst zwei aspekte. Zum einen den anspruch 
auf Gewährung des Zugangs zu umwelt-
informationen und zum anderen die Pflicht zur 
bereitstellung bestimmter informationen.

im ersteren Fall wird die behörde auf antrag tätig, 
im zweiten Fall verbreitet sie von sich aus aktiv 
umweltinformationen, beispielsweise im internet.

der Zugang zu umweltinformationen stellt für 
die behörden keine Neuerung dar. schon 1994 
bestanden ansprüche nach dem damaligen 
umweltinformationsgesetz. darüber hinaus 
wurden im rahmen der Öffentlichkeitsarbeit 
der umweltverwaltung des Landes schon immer 
informationen zur umwelt gegeben. denn die 

umwelt lebt von der aktiven beteiligung aller und 
nur so kann eine nachhaltige entwicklung entste-
hen.

das LiFG normiert das recht auf Zugang von 
informationen ohne fachlichen bezug. es ist 
gegenüber dem LuiG nachrangig. wenn Fachvor-
schriften wie das LuiG den Zugang zu amtlichen 
informationen abschließend regeln, gehen diese 
ansprüche dem LiFG vor.

während vor einführung des LiFG vielfach der 
Nachweis eines besonderen interesses erforder-
lich war, um Zugang zu akten und informationen 
zu erhalten, verfolgt das LiFG das Prinzip des 
freien Zugangs zu informationen für alle natürli-
chen und juristischen Personen des Privatrechtes.

Anwendungsbereiche

das LuiG regelt die rahmenbedingungen des 
anspruchs auf freien Zugang zu umweltinforma-
tionen und deren aktive Verbreitung (§ 1 abs. 1 
LuiG).

unter umweltinformationen sind u. a. daten über 
den Zustand der umwelt, Faktoren, die sich auf 
die umwelt auswirken oder auf den Zustand der 
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menschlichen Gesundheit und sicherheit, soweit 
sie vom Zustand der umwelt, der Faktoren bzw. 
maßnahmen betroffen sind oder betroffen sein 
können, zu verstehen. beispiele für umweltinfor-
mationen sind der Zustand der Luft, des wassers, 
des bodens oder der artenvielfalt sowie aus-
wirkungen von stoffen, energie, Lärm, strahlung 
oder abfällen. ebenso können politische Kon-
zepte, umweltvereinbarungen und Programme 
darunter fallen oder auskünfte über gewerbliche, 
industrielle oder landwirtschaftliche tätigkeiten, 
die sich auf die umwelt oder Faktoren auswirken. 
informationspflichtige stellen können öffentlich-
rechtlicher und privat-rechtlicher Natur sein (§ 2 
abs. 1 satz 1 LuiG). daher sind nicht nur behör-
den nach dem LuiG verpflichtet, sondern auch 
bestimmte Privatrechtspersonen. Zu denken 
ist hier an Gesellschaften im Zusammenhang 
mit der erbringung öffentlicher aufgaben oder 
dienstleistungen, die dabei der Kontrolle des 
staates unterliegen, beispielsweise im bereich 
wasser- und energieversorgung (§ 2 abs. 2 LuiG).

das LuiG setzt voraus, dass es sich um eine 
informationspflichtige behörde handelt im sinne 
des Landesverwaltungsverfahrensgesetz oder 
sonstige der aufsicht des Landes unterstehende 
juristische Personen des öffentlichen rechts, 
soweit sie in öffentlich-rechtlicher oder privat-
rechtlicher Form Verwaltungstätigkeiten ausüben 
(§ 2 abs. 1 LiFG). hierunter fallen insbesondere 
Körperschaften, anstalten und stiftungen des 
öffentlichen rechts.

unerheblich ist, ob sich die behörde zur erfüllung 
ihrer aufgaben öffentlich-rechtlicher oder privat-
rechtlicher handlungsformen bedient. Vorausset-
zung ist aber, dass die behörde Verwaltungstätig-
keit ausübt.

weitere besonderheiten des informationszu-
gangs nach LiFG ist, dass ein anspruch auch 
dann besteht, wenn sich die öffentliche hand zur 
erfüllung ihrer aufgaben privater Personen oder 
unternehmen bedient. dies gilt nicht nur in Fällen 
der sogenannten beleihungen (einer Privatperson 
werden befugnisse der Verwaltung übertragen, 
beispiel: Notar, bezirksschornsteinfeger), sondern 
auch in allen Fällen sonstiger vertraglicher bezie-
hungen, in denen öffentliche aufgaben wahrge-
nommen werden.

Grenzen

informationspflichten des staates und informa-
tionsrechte der bürgerinnen und bürger stoßen 
selbstverständlich auch an ihre Grenzen. sowohl 
im LuiG wie auch im LiFG ist Vorsorge durch 
regelungen geschaffen worden, wie mit infor-
mationen umgegangen werden muss, die mit 
rechten anderer oder auch mit anderen öffentli-
chen schutzgütern in spannung stehen können. 
Zu denken ist hier insbesondere an das recht am 
geistigen eigentum, die betriebs- und Geschäfts-
geheimnisse von unternehmen, aber auch an 
personenbezogenen daten einzelner. auch kann 
ein auskunftsrecht missbräuchlich verwendet 
werden, indem beispielsweise umweltinforma-
tionen ausschließlich für Zwecke außerhalb des 
umweltschutzes genutzt werden sollen. diese 
rechts- und interessenkollision gilt es, im einzel-
fall zu lösen und den interessen aller beteiligten 
nach möglichkeiten gerecht zu werden.

Praxis

als umweltbehörde erreichen uns die meisten 
informationsbegehren nach dem LuiG, dem ent-
sprechenden Fachgesetz.

beispielsweise konnten informationen in folgen-
den Fällen gegeben werden:
in der Nähe einer asphaltmischanlage befand 
sich ein wohngebiet. ein einfamilienhausbesitzer 
aus diesem wohngebiet fühlte sich durch den von 

der asphaltmischanlage ausgehenden Geruch 
stark belastet. im rahmen einer anfrage nach 
LuiG nahm der antragsteller einsicht in das hier 
vorliegende Geruchsgutachten aus dem Geneh-
migungsverfahren der anlage. der antragsteller 
konnte aus den unterlagen ersehen, dass alle 
Grenzwerte eingehalten waren.
dem informationsbedürfnis des bürgers konnte 
so auf einfache weise entsprochen werden.

in einem weiteren Fall hatte eine schreinerei 
den dort anfallenden holzabfall – wie allgemein 
üblich – in betriebseigenen Feuerungsanlagen 
verbrannt. in abhängigkeit von der Leistungs-
fähigkeit der Feuerungsanlage bestehen hierzu 
unterschiedliche anforderungen an die Qualität 
der eingesetzten hölzer.

auf Grund gesundheitlicher Probleme der atem-
wege seines Kindes wandte sich ein Familienvater 
an die sGd süd mit dem anliegen, die Qualität 
der in der benachbarten schreinerei verbrannten 
hölzer zu überprüfen. im rahmen einer anfrage 
nach LuiG konnte ihm einblick in hier vorliegende 
messberichte zu untersuchungen der aschepro-
ben aus der Feuerungsanlage gewährt werden. 
auch hier konnte dem berechtigten informations-
bedürfnis des bürgers auf einfache weise entspro-
chen werden.

ohne die möglichkeit des LuiG in beiden bei-
spielsfällen hätte einer nicht am Verfahren betei-
ligten Person nicht ohne weiteres akteneinsicht in 
die messberichte gewährt werden können.

in diesen Fällen konnte die sGd süd nicht nur den 
anfragenden helfen, sondern hat auch aktiv zur 
umweltbildung beigetragen. das LuiG hat also zu 
einer neuen dimension der umweltkommunika-
tion geführt. eine effektive umweltkommunikation 
steigert aber nicht nur das umweltbewusstsein, 
sondern erhöht auch den druck auf die unterneh-
men, ihre umweltleistungen weiterhin zu verbes-
sern. als behörde schätzen wir diese neue Form der 
umweltkommunikation, die auch die akzeptanz in 
der Öffentlichkeit gegenüber staatlichen umwelt-
schutzmaßnahmen weiterhin erhöhen wird.
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bedingt durch die weltweit steigende rohöl-
nachfrage und die wachsenden risiken nachhal-
tiger Versorgung werden von den tankstellen 
in zunehmendem maße alternative Kraftstoffe 
angeboten. Parallel dazu entwickelt sich ein stetig 
wachsender markt für autogas als treibstoff für 
Kraftfahrzeuge.

Eine Aufgabe der SGD Süd

Von den anfängen des benzineinkaufs in kleinen 
Gebinden in der apotheke bis zu heute betrie-
benen tankstellen mit großen umschlagmen-
gen ist inzwischen ein sicherheitsstandard auf 
höchstem Niveau erreicht. mit dem zusätzlichen 
angebot an autogas stellt sich die Frage nach 
der sicherheit von tankstellen neu. bei den 
autogasen handelt es sich um Flüssiggas (LPG) 
oder erdgas (cNG), also brennbare Gase, die 
unter druck gelagert und abgefüllt werden und 
damit zusätzliche risiken darstellen. häufig sind 
die abgabeeinrichtungen für die Gase in die 
benzinzapfsäulen integriert oder befinden sich in 
deren unmittelbarer Nachbarschaft. tatsächlich 
ist wegen möglicher wechselwirkungen zwischen 
benzin und Gas die sicherheit der gesamten 
tankstelle zu beachten.

Die Gastankstelle – eine Füllanlage in der 
Erlaubnispflicht

die sGd süd hat im Jahr 2011 eine zweijährige 
schwerpunktaktion zur Überprüfung der sicher-
heit an autogastankstellen abgeschlossen. hin-
tergrund dazu waren verschiedene, durch europä-
ische Vorschriften herbeigeführte Veränderungen 
für tankstellen und die damit in Verbindung 
stehenden sachverständigenprüfungen.

tankstellen zur Versorgung mit Vergaserkraft-
stoffen wie benzin, superbenzin oder mit ethanol 
angereichertem ottokraftstoff e10 unterliegen 
einer erlaubnispflicht. mit der 3. Änderung der 
betriebssicherheitsverordnung im Jahr 2005 
wurde unmissverständlich klargestellt, dass 
auch die Gastankstellen unter die erlaubnis-
pflicht fallen. Gleichwohl gab es schon davor 
sicherheitsanforderungen aufgrund einschlägiger 
technischer regeln und Prüfungen. diese waren 
dort von besonderer bedeutung, wo Gastankstel-
len in Verbindung mit Vergaserkraftstoffanlagen 
standen. in diesen Fällen wurden Gastankstellen 
regelmäßig in die erlaubnis für die tankstellen 
einbezogen. in den letzen Jahren hat sich das von 
den arbeitsschutzbehörden durchzuführende 
erlaubnisverfahren für Gastankstellen an das Ver-
fahren für benzintankstellen angeglichen.

sicherheit aN 
autoGastaNKsteLLeN

Kraftfahrzeuge sicher mit Gas betanken

Die Explosoionsschutzzone ragt in ein Nachbargrundstück hinein Hier droht beim Überfahren Beschädigung des Zapfschlauchs

bedingt durch die betriebssicherheitsverordnung 
haben sich auch die bedingungen für sachver-
ständige und die technischen Prüfinstitutionen 
geändert. Jede institution, die die Voraussetzun-
gen erfüllt, muss als Überwachungsstelle zuge-
lassen werden, während zuvor nur eine geringe 
anzahl von Personen bzw. organisationen, wie 
z.b. die technischen Überwachungsvereine (tÜV) 
die anerkennung als sachverständige erhielten. 
in Folge davon ist die Zahl der Zugelassenen 
Überwachungsstellen (ZÜs) erheblich angewach-
sen. bei den Überprüfungen durch die sGd süd 
zeigten sich unterschiede in der Qualität der 
sachverständigenprüfungen und bei der bewer-
tung der vorgefundenen mängel.

Die rechtlichen Grundlagen zum sicheren 
Betrieb

autogastankstellen sind anlagen im sinne der 
betriebssicherheitsverordnung, die dazu bestimmt 
sind, dass bei ihnen Fahrzeuge mit druckgasen 
befüllt werden. Notwendige Geräte und ausrüs-
tungen sind druckgeräte, deren grundlegende 
sicherheitsanforderungen mit der eu-druckgerä-
terichtlinie aus dem Jahr 1997 geregelt werden. 
Gemäß artikel 4.1 der richtlinie müssen handels-

hemmnisse unterbunden sein, wodurch es nicht 
erlaubt ist, eine bestimmte Konstruktionsform 
vorzuschreiben oder auszuschließen, sofern sie 
die anforderungen der richtlinie erfüllen.

Das Erlaubnisverfahren

das erlaubnisverfahren zur montage, zur instal-
lation und zum betrieb einer Gastankstelle wird 
nach den grundlegenden anforderungen der 
betriebssicherheitsverordnung unter beachtung 
der einschlägigen technischen regeln von der 
sGd süd durchgeführt.

Vor erteilung der erlaubnis wird die einhaltung 
der gesetzlichen anforderungen für den sicheren 
betrieb von tankstellen geprüft. hierbei sind u.a. 
wechselwirkungen zwischen den unterschiedlichen 
treibstoffarten benzin und Gas innerhalb der tank-
stelle ebenso wie von außen einwirkende Kräfte 
durch Fahrzeuge und Personen zu berücksichtigen. 
mit den zu treffenden technisch konstruktiven 
und organisatorischen schutzvorkehrungen soll 
Vorsorge getroffen werden, um beschädigungen an 
den anlageteilen und die dabei drohenden brand- 
und explosionsgefahren zu verhindern.
bei Änderungen der gesetzlichen rahmenbe-
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dingungen oder bei baulichen und technischen 
Änderungen, die auswirkungen auf die sicherheit 
haben, müssen die tankstellen im rahmen eines 
erlaubnisverfahrens den neuen erfordernissen 
angepasst werden. das gemeinsame angebot 
von Gas und benzin an einer tankstelle, als 
Kombination entzündlicher Flüssigkeiten mit 
unter druck stehenden brennbaren Gasen, ist ein 
beispiel dafür.

Die Überprüfung durch die SGD

bei den in den Jahren 2010 und 2011 durchge-
führten Kontrollen wurden insbesondere folgende 
grundlegende mängel festgestellt:

■  am häufigsten mussten die Füllschläuche 
beanstandet werden. oft waren die erforderli-
chen wiederkehrenden Prüfungen nicht durch-
geführt. Zum teil führte die übermäßige Länge 
des schlauches oder eine fehlende rückhol-
vorrichtung dazu, dass beschädigungen durch 
Fahrzeuge nicht auszuschließen waren.

■  an einigen Gastankstellen fehlte an den ober-
irdisch aufgestellten Gaslagerbehältern ein 
notwendiger anfahrschutz vollständig, in vielen 
weiteren Fällen war der anfahrschutz nicht aus-
reichend oder nicht sachgerecht konstruiert.

■  diejenigen bereiche in tankstellen, in denen 
eine explosionsgefahr durch Gas oder benzin-
dämpfe auftreten kann, müssen als explosions-
schutzzonen gekennzeichnet sein. hier gab es 
mehrfach beanstandungen wegen fehlender 
hinweisschilder oder unzulässiger ausweitung 
der bereiche z.b. auf Nachbargrundstücke. 
auch wurden Geräte in nicht explosionsge-
schützter bauweise vorgefunden, die in diesen 
bereichen nicht verwendet werden dürfen.

in abhängigkeit von der schwere der mängel wur-
den ordnungswidrigkeitenverfahren eingeleitet 
oder inspektionsschreiben, in denen die Feststel-
lungen aufgeführt sind und die wiederherstellung 
eines ordnungsgemäßen betriebs gefordert wird, 
zugestellt. daneben nahm die beratung der tank-
stellenbetreiber einen breiten raum ein.

die aktion hat deutlich gemacht, dass die regel-
mäßige Überwachung von tankstellen und die 
bedarfsgerechte anpassung der erlaubnisse wich-
tige aufgaben zum schutz der beschäftigten und 
der Öffentlichkeit sind.

Autogastankstelle mit Explosionsschutz, der in das 

 Nachbargrundstück ragt
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NachhaLtiGe 
LaNdwirtschaFtLiche 
bewÄsseruNG iN der 
sÜdPFaLZ

die Klima- und bodenverhältnisse sind in weiten 
teilen der Vorder- und südpfalz ausgesprochen 
günstig für den hochwertigen anbau von Kartof-
feln und Gemüse. auf Grund des trocken-warmen 
Klimas ist jedoch eine intensive beregnung erfor-
derlich, um den in der Vegetationszeit oftmals 
defizitären bodenwasserhaushalt ausgleichen 
zu können. insbesondere die Vorderpfalz ist seit 
mehreren Jahrzehnten ein bundesweiter schwer-
punkt des Gemüseanbaus. diese entwicklung 
wurde in den vergangenen Jahren in der südpfalz 
teilweise nachvollzogen, auch bedingt durch den 
rückgang des tabakanbaus.

bereits im Jahre 1961 wurde der „Generalplan 
zur beregnung der Vorderpfalz“ aufgestellt. hier 
wurden möglichkeiten aufgezeigt, wie auf bereg-
nungswürdigen Flächen der wasserbedarf und 
damit eine ertragssteigerung sichergestellt wer-
den kann. der ursprüngliche Generalplan bildete 
die wesentliche Grundlage für die Gründung des 
wasser- und bodenverbandes zur beregnung der 
Vorderpfalz in den 1970er Jahren. der Verband 
ist heute in der Lage, ca. 12.200 ha landwirt-
schaftliche Fläche zentral – und damit grundwas-
serschonend – aus dem otterstädter altrhein zu 
versorgen. 

in der südpfalz dagegen erfolgt die Versorgung 
der landwirtschaftlichen Flächen mit beregnungs-

wasser ausschließlich über einzelbrunnen aus 
dem oberflächennahen und teilweise mittleren 
Grundwasserleiter. die einzelbrunnen werden 
größtenteils von den Landwirten selbst unterhal-
ten und betrieben und nur wenige von bestehen-
den wasser- und bodenverbänden.

in den letzten Jahren ist in der südpfalz eine Ver-
änderung der landwirtschaftlichen anbaumetho-
den hin zum wasserintensiven Gemüseanbau zu 
beobachten. Grundwassermodelluntersuchungen, 
die die bewertung der auswirkungen dieser sich 
sukzessive ausbreitenden landwirtschaftlichen 
beregnung aus wasserwirtschaftlicher und ökolo-

wASSERwIRTSCHAfT, 
 ABfAllwIRTSCHAfT, 

 BodEnSCHuTZ
abteilung 3 – Vizepräsident willi tatge

Quelle: Wasser- und Bodenverband zur Beregnung der 

Vorderpfalz
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gischer sicht ermöglichen, fehlten bislang. 2009 
wurde daher von der sGd süd die studie „Kon-
zeptionelle wasserwirtschaftliche abschätzung zur 
landwirtschaftlichen beregnung in der südpfalz“ 
beauftragt. schwerpunkte dieser untersuchungen 
waren die bestandsaufnahme der beregnungs-
brunnen, die ermittlung des beregnungsbedarfes 
sowie der aufbau eines Grundwassermodells.

in dieser studie wurde deutlich, dass sich ins-
besondere in den westlichen teilflächen des 
FFh-Gebiets „bellheimer wald mit Queichtal“ im 
raum hochstadt und Zeiskam Konflikte mit dem 
Naturschutz abzeichnen. 
um auch in diesem Gebiet eine nachhaltige land-
wirtschaftliche entwicklung sowie wachstums-
potentiale mit einer gesicherten Versorgung mit 
beregnungswasser zu ermöglichen, wurde darauf 
aufbauend speziell für den raum hochstadt fol-
gendes untersucht:
■  die Überprüfung der bereitstellung der erfor-

derlichen beregnungsmengen aus den verschie-
denen Grundwasserstockwerken sowie deren 
eignung zur entnahme, 

■  das auffinden optimaler entnahmestandorte 
für den bau von zentralen tiefbrunnengalerien 
sowie

■  die entnahme von oberflächenwasser (rhein-
wasser) in rheinnähe zur beregnung.

ein ergebnis der untersuchung ist, dass tief-
brunnenanlagen die Flächen des Gebietes hoch-
stadt-Lustadt-Zeiskam unter den derzeitigen 
Nutzungsverhältnissen umweltverträglich mit 
beregnungswasser versorgen können. aufgrund 
der komplexen und teilweise ungünstigen hydro-
geologischen untergrundverhältnisse ist die 
Versorgung mit beregnungswasser aus tiefen-
entnahmen im untersuchungsgebiet nur mit der 
erschließung von vier räumlich getrennten brun-

nengalerien möglich. die benötigten beregnungs-
wassermengen von 3,4 millionen Kubikmeter pro 
Jahr (m³/a) stellen aber gleichsam die obergrenze 
an verfügbarem Grundwasserdargebot dar, wel-
ches umweltverträglich genutzt werden kann. 

die Grenzen der Grundwassernutzung sind offen-
kundig: bei einem beregnungswasserbedarf von 
circa 4,8 millionen m³/a, der bei den erkennbaren 
entwicklungsmöglichkeiten des betrachteten 
Gebiets im Gemüseanbau entstehen könnte 
(Zukunftsszenario), würden sich Konflikte in 
feuchteabhängigen biotopen aufgrund abgesenk-
ter Grundwasserstände abzeichnen. auch würde 
das nutzbare Grundwasserdargebot weitgehend 
durch die landwirtschaftliche bewässerung aufge-
zehrt, so dass entwicklungsmöglichkeiten für die 
öffentliche trinkwasserversorgung und für weitere 
Nutzungen stark eingeschränkt würden.

eine langfristig gesicherte und nachhaltige bereg-
nung ist nur mit einer zentralen entnahme von 
oberflächenwasser (rheinwasser) in rheinnähe 
möglich. Nur so können die Konflikte mit dem 
Naturschutz gelöst werden. Voraussetzung hier-
für ist die bildung eines beregnungsverbandes. 
Vorbereitungen zu einer solchen Verbandsgrün-
dung laufen zur Zeit seitens der Landwirtschaft.

schon sehr früh haben die menschen entdeckt, 
dass Pflanzenwachstum vom wasser abhängt. 
Vor 5000 Jahren wurden im alten Ägypten und 
im orient die ersten bewässerungstechniken für 
den Pflanzenanbau bei wassermangel entwickelt. 
das knappe angebot wurde durch beileiten, 
heben und speichern von wasser ausgeglichen. in 
der heutigen Zeit geht es natürlich moderner zu. 
aber eins hat sich nicht geändert: Für die umset-
zung solcher maßnahmen ist ein gemeinsames 
und koordiniertes arbeiten erforderlich.

Übersichtskarte: Nachhaltige landwirtschaftliche Bewässerung
in der Südpfalz 
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das hochwasserschutZ- 
uNd rheiNaueN- 
iNFormatioNsZeNtrum 
„haus LebeN am strom“

am 17. dezember 2011 wurde in Neupotz 
das hochwasserschutz- und rheinauen-infor-
mationszentrum „haus Leben am strom“ durch 
umweltministerin ulrike höfken und den Präsi-
denten der struktur- und Genehmigungsdirektion 
süd Prof. dr. hans-Jürgen seimetz eingeweiht. 
anlass für die einrichtung des hauses war der 
bau des Polders wörth/Jockgrim, der mit 18,05 
mio. m³ größten hochwasserrückhaltung des 
Landes rheinland-Pfalz am oberrhein, von der 
die Gemeinde Neupotz in besonderem maße 
betroffen ist. 

die Gemeinde hat erkannt, dass sie ihren solidar-
beitrag zur Verbesserung der hochwassersi-
cherheit am rhein leisten muss, auch wenn die 
ursachen der hochwassergefahr nicht in Neupotz 
zu suchen sind. eine wesentliche maßnahme 
zur akzeptanzbildung war der Kauf des anwe-
sens der Familie trapp mitten in Neupotz und 
seine umwandlung in ein öffentliches informa-
tionszentrum. das 1783 erbaute Fachwerkhaus 
beheimatete im Laufe seiner über 200-jährigen 
Geschichte eine metzgerei, eine Gaststätte, eine 
schmiede sowie die örtliche milchzentrale.

das Land rheinland-Pfalz hat das historische 
haupthaus zu dem informationszentrum und das 
Nebengebäude zu einer infrastruktur-einrich-
tung (Küche, sanitärbereich), die der ortsmitte 
zugute kommen wird, umgebaut. hofbereich 
und die angrenzende scheune mitsamt dem sich 
anschließenden tabakspeicher und dem rück-
wärtigen Garten werden durch die ortsgemeinde 
Neupotz mit mitteln der dorferneuerung zu 
einem Gemeinde-treffpunkt („Polder-scheune“) 
umgestaltet, in dem zukünftig kulturelle Veran-
staltungen, Feste, Feiern u. ä. stattfinden werden.

mit dem bau des informationszentrums sollen 
mehrere dorfentwicklungsziele erreicht werden. 
als vorrangiges Ziel bietet das Gebäude unter 
dem motto „Leben am strom“ den besuchern auf 

Einweihung des Hauses „Leben am Strom“

abwechslungsreiche und spannungsvolle weise 
einblicke in das Naturphänomen hochwasser und 
den Kampf der menschen gegen das hochwasser 
am rhein früher und heute. Gleichzeitig wird die 
europaweite einzigartigkeit der nahegelegenen 
rheinauen vermittelt. die einrichtung umfasst 
ausstellungen in vier „Zeit-räumen“ in denen die 
Naturgeschichte des oberrheins, hochwasser-
gefahr und hochwasserschutz mit der Kulturge-
schichte des dorfes Neupotz verknüpft werden. 
anhand von schautafeln, Vitrinen mit objekten 
und modellen wird die entwicklung des rheins 
vom ungestalteten wildstrom (nacheiszeitlicher 
urstrom) mit seiner Natur und Landschaft über 
seine besiedlung von den bandkeramikern über 
die römische besetzung bis zu den mittelalter-
lichen städten, zur industrialisierung und dem 
neuzeitlichen ausbau zur wasserstraße, verbun-
den mit der rheinbegradigung, dem ausbau mit 

staustufen und dem bau von Kraftwerken vor-
gestellt und erläutert. die Geschichte des dorfes 
Neupotz vom Fischerdorf über das bauerndorf, 
als auswandererdorf bis hin zur neuzeitlichen 
wohnsiedlung und als standort des hochwas-
serschutzes wird mit exponaten und tafelbildern 
dargestellt. ein begehbares, interaktives Luftbild 
der hochwasserrückhaltung wörth/Jockgrim bie-
tet im fünften ausstellungsraum informationen 
zu aufbau und bauwerken dieses Polders. 

während der Öffnungszeiten des informations-
zentrums (mittwoch 14.00 bis 16.00, Freitag 16.00 
bis 20.00 und jeden 1. sonntag im monat 11.00 bis 
16.00 uhr) betreut der museumsverein Neupotz 
die besucher. der eintritt ist frei. die rückwärti-
gen Gebäude der „Polder-scheune“ sollen, wie 
auch die hochwasserrückhaltung wörth/Jockgrim 
selbst, bis anfang 2013 fertig gestellt sein.

Altes Anwesen Trapp in Neupotz

Bildquelle: Ortsgemeinde Neupotz
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aLtLasteN – 
herausForderuNGeN 
der GeGeNwart

Die Sanierung der Giulini Rotschlammhalde in Ludwigshafen am Rhein

der boden ist eine unverzichtbare Lebensgrund-
lage für menschen, tiere und Pflanzen. er liefert 
Nahrungsmittel und rohstoffe, speichert und 
filtert wasser und kann schadstoffe abbauen. 
er bietet Flächen zur besiedelung, für Verkehr 
und Freizeit. Jedoch sind manche dieser Funktio-
nen durch Verunreinigungen bedroht. Gefahren 
für den boden können von alten industrie- und 
Gewerbestandorten ausgehen, in denen mit 
umweltgefährdenden stoffen gearbeitet wurde, 
sowie von Grundstücken, auf denen abfälle 
behandelt oder gelagert wurden. um Gefahren 
für die menschen und die umwelt abzuwen-

den, müssen altlasten und altlastenverdächtige 
Flächen erfasst, untersucht, bewertet und gege-
benenfalls saniert werden. so auch die ehemals 
betriebene rotschlammhalde auf dem Gelände 
der bK Giulini in Ludwigshafen, mit deren sanie-
rung im Jahr 2011 begonnen wurde. 

rotschlamm ist ein reststoff, der bei der alumi-
niumproduktion anfällt. Zurück bleibt eine masse 
mit der Konsistenz von Lehm. die rotschlamm-
halde in Ludwigshafen wurde im Jahr 1942 
angelegt und rund 45 Jahre genutzt. seit ende der 
1980er Jahre ruht die halde. 

Laufende Arbeiten zur Folienverlegung (Quelle: Asmus API)

Zunächst musste das Gefährdungspotenzial 
des stoffinventars der rotschlammhalde über 
verschiedene erkundungs- und bewertungs-
stufen untersucht, erfasst und dokumentiert 
werden. im gelagerten rotschlamm wurden 
erhöhte Gehalte an ammonium, sulfat, arsen 
und Vanadium nachgewiesen, wobei jedoch 
nicht die gesamte halde, sondern nur einzelne 
abschnitte, wie zum beispiel der böschungsbe-
reich oder das sonderbecken, betroffen waren. 
außerdem lagen deutlich erhöhte Gehalte an 
aoX vor. aoX ist ein summenparameter (indi-
kator) für organische halogenverbindungen. der 
Kohlenstoff-summenparameter doc (gelöster 
organischer Kohlenstoff), der auf die im was-
ser gelösten organischen substanzen hinweist, 

war ebenso deutlich erhöht wie der Phenolin-
dex. hierbei handelt es sich ebenfalls um einen 
summenparameter, bei dem die summe der in 
einer Probe enthaltenen Phenole bestimmt wird. 
aufgrund des hohen ph-wertes von über 12 sind 
die Gehalte insbesondere an arsen und Vana-
dium sehr gut löslich, so dass eine mobilisierung 
in das Grundwasser erfolgte. 

es musste also festgehalten werden, dass das 
schadstoffinventar der rotschlammhalde in Ver-
bindung mit den hydrogeologischen Verhältnis-
sen im nicht gesicherten Zustand ein anhaltendes 
Gefährdungspotenzial für das Grundwasser sowie 
wegen möglicher Verwehungen in trockenen Peri-
oden auch für den menschen beinhaltete. 

Regelaufbau der Oberflächenabdichtung
 

Quelle: Asmus API
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Bauablauf

um dieses system umfassend installieren zu 
können, mussten umfangreiche erdarbeiten und 
bodenbewegungen (umlagerungen) durchge-
führt werden. in einem ersten schritt wurden 
die umlaufenden bis zu 20 m hohen wälle teils 
um bis zu 8 m abgetragen. der dabei anfallende 
abraum diente als auffüllmaterial, so dass aus 
der halde ein hügel entstand. Nach dem abtrag 
der wälle wurde auf dem damm eine umfahrung 
her- bzw. sichergestellt. der rand der umfahrung 
wurde durch den bau einer mulde ebenfalls zur 
entwässerung genutzt und so kann das gesamte 
regenwasser, nachdem es über eine Kaskade und 
einen schönungsteich von schweb- und trübstof-
fen gereinigt wurde, in den bruchgraben abge-
schlagen werden. 

Natur- und Umweltschutz

als wichtiger beitrag für den Natur- und 
umweltschutz wurde im Vorfeld eine arten-
schutz-bestandsaufnahme und die damit 
verbundenen schutzmaßnahmen durchgeführt. 
so wurde z. b. ein Lebensraum für die Zaun-
eidechse angelegt und die reptilien wurden 
temporär für die bauphase umgesiedelt. Glei-
chermaßen wird der Neuntöter auf der rekulti-
vierungsfläche wieder ein artgerechtes Zuhause 
haben. Nach der geplanten Fertigstellung im 
herbst 2012 entsteht aus einer ehemaligen 
industriehalde ein Grünbereich mit biotop und 
damit ein neuer, umweltgerechter Lebensraum 
für tiere und Pflanzen. 

Luftaufnahme der Rotschlammhalde (Quelle: Asmus API)Panorama des ursprünglichen Zustandes (Quelle: Asmus API)

Das Sanierungskonzept

Zur sicherung der altlast wurde ein sanierungs-
plan erarbeitet und im Jahr 2010 von der sGd 
süd für verbindlich erklärt. Neben den boden-
schutzrechtlich relevanten aspekten wurden auch 
die belange von wasserwirtschaft und Natur-
schutz sowie des arbeits- und emissionsschutzes 
berücksichtigt. 

das sanierungskonzept sieht eine abdichtung 
der rotschlammhalde vor. dadurch wird zukünf-
tig verhindert, dass anfallendes Niederschlags-
wasser im deponiekörper versickert und schad-
stoffe ausgewaschen bzw. ins Grundwasser 
eingetragen werden. die Grundwasserqualität 
wird damit verbessert. weiterhin wird das mikro-
klima, also das Klima im unmittelbaren umfeld 

der rotschlammhalde, durch das aufbringen 
einer rekultivierungsschicht gefördert. die 
abdeckung verhindert außerdem, dass durch 
windverwehungen oberflächennahe schadstoffe 
abtragen werden. 
im Zuge der erarbeitung der sanierungskonzep-
tion wurden die vorhandenen bodengutachten 
ausgewertet und möglichkeiten der stabilisierung 
des rotschlamms zur befahrung ermittelt. darauf 
aufbauend konnte ein möglicher bauablauf kons-
truiert werden, der auf rückbau, umlagerung und 
neuer Profilierung aufbaute. alle schritte zusam-
men machten es möglich, ein optimiertes dich-
tungs- und entwässerungssystem zu installieren, 
welches aus tragschicht, polymeren dichtungs-
komponenten, dränageschichten und abschlie-
ßender rekultivierungsschicht aus unterboden 
und oberboden besteht.
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RAumoRdnung, nATuR-
SCHuTZ, BAuwESEn

abteilung 4 – bernd armbrüster

ZeicheN der eNerGieweNde: 
boom bei erNeuerbareN 
eNerGieN uNd reNaissaNce 
des erdÖLs

Überblick ist wichtig: Das Raumordnungs-
kataster

die Nuklearkatastrophe von Fukushima im märz 
2011 rückte die erneuerbaren energien noch deut-
licher als zuvor in den blickpunkt der energie-
versorgung. Nach der bundespolitischen abkehr 
von der atomstromversorgung setzte sich die 
rheinland-pfälzische Landesregierung in der Folge 
das Ziel, bis 2030 bilanziell den anteil von strom 
aus erneuerbaren energien auf 100 % zu erhöhen. 
Zu den aufgaben der oberen Landesplanungsbe-
hörde zählt die Pflege eines raumordnungskatas-
ters. darin enthalten sind unter anderem geplante 
und bestehende raumbedeutsame windenergie-
anlagen sowie gewerbliche biogas- und Photovol-
taikanlagen.

SGD Süd prüft Raumverträglichkeit

es ist aufgabe der sGd süd, raumbedeutsame 
Vorhaben im außenbereich zu solar- und bio-
energie sowie tiefe Geothermie zu überprüfen. 
windenergieanlagen sind in der mehrzahl von 
raumordnerischen Überprüfungen ausgenommen, 
da diese durch das baugesetzbuch privilegiert 
wurden und größtenteils über die Vorrangge-
bietsausweisung in den regionalen raumord-
nungsplänen gesteuert werden.

Quelle: SGD Süd

Bestehende Standorte von raumordnerisch
bedeutsamen Biogasanlagen und
Photovoltaikanlagen im Außenbereich
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die vielfältigen standortmöglichkeiten und die 
daraus resultierenden Konflikte für anlagen im 
außenbereich können anhand der 2011 durchge-
führten vereinfachten raumordnerischen Prüfun-
gen und Zielabweichungsverfahren in den berei-
chen solar- und bioenergie dargestellt werden:
so stehen z.b. die raumordnerisch geprüften Pho-
tovoltaikanlagen in Landau in der Pfalz, albessen 
(LK Kusel) und münster-sarmsheim (LK mainz-
bingen) exemplarisch für die bandbreite an stand-
orten, die gemäß dem solarleitfaden der sGd süd 
von 2010 raumverträglich sind. diese standorte 
befinden sich entlang einer autobahn, auf einer 
stillgelegten deponie und auf einer verfüllten ehe-
maligen tagebaufläche und werden entsprechend 
dem erneuerbare-energien-Gesetz vergütet.

biogasanlagen werden dagegen in der regel auf 
landwirtschaftlichen Nutzflächen (z.b. in albisheim/
donnersbergkreis, wörrstadt/LK alzey-worms) 
errichtet. dabei werden diese gewerblichen anla-
gen meist zwiespältig von den betroffenen disku-
tiert. die bandbreite der warnehmung schwankt 
zwischen landwirtschafts affiner einrichtung einer-
seits sowie störung durch anlieferungsverkehr und 
erzeugung von monokultur andererseits. so wurde 
z.b. eine geplante biogasanlage in otterbach (LK 
Kaiserslautern), die der wärmeversorgung der 
gemeindeeigenen Gebäude dienen sollte, von der 
bevölkerung insbesondere aufgrund von befürch-
teten Problemen mit Verkehrslärm und Geruchs-
belästigung nicht mitgetragen. 

eine weitere erneuerbare energie ist die tiefe 
Geothermie. mittels erdwärme und sole kann 
strom und abwärme erzeugt werden. obgleich 

der oberrheingraben innerhalb von deutsch-
land eine herausgehobene tiefengeothermische 
bedeutung inne hat, steckt die erschließung des 
tiefengeothermischen Potenzials in deutsch-
land noch in den „Kinderschuhen“. Neben dem 
bestehenden Geothermiekraftwerk in Landau 
wird zur Zeit ein weiteres Kraftwerk in insheim 
geplant. Zahlreiche weitere potenzielle standorte 
scheiterten bisher wegen mangelnder akzeptanz 
in der bevölkerung aufgrund der Gefahr von sog. 
induzierten mikro-erdbeben. 

Erdölförderung im Oberrheingraben

eine Geothermiebohrung im südwesten von speyer 
führte 2003 unerwartet zu einem erdölfund und 
entwickelte sich in der Folge zu einer renaissance 
der erdölförderung im oberrheingraben. dem 
speyerer erdölfund von 2003 folgten 2008 weitere 
aufsuchungsbohrungen im westen von speyer 
und ab 2009 vor allem nordöstlich des stadtge-

bietes. es wird mit einer Förderung von über 500 
tagestonnen erdöl gerechnet, was zur Folge hat, 
dass erstmals in deutschland ein bergrechtliches 
Planfeststellungsverfahren für eine erdölbohrung 
auf dem Festland durchgeführt werden muss. Zur 
Zeit wird das rohöl noch per tanklastwagen in die 
raffinerie bei Karlsruhe transportiert. aufgrund der 
erwarteten hohen Förderrate soll das rohöl zukünf-
tig über ein 15 km langes Feldleitungssystem in den 
speyerer hafen transportiert werden, um dort per 
schiff in die raffinerie bei Karlsruhe zu gelangen. 
hierzuwurde die vereinfachte raumordnerische 
Prüfung durch die sGd süd durchgeführt.

Biogasleitung

Erdölaufsuchung im Nordosten von Speyer

bewirtschaFtuNGsPLÄNe – 
iNstrumeNt Zum erhaLt 
der euroPÄischeN Natura 
2000-schutZGebiete 

in rheinland-Pfalz sorgen wild lebende tierar-
ten und seltene Pflanzen für einen besonderen 
artenreichtum. damit wir uns langfristig an 
geschützten arten wie zum beispiel wildkatze, 
Küchenschelle oder schmetterlingen wie der 
„spanischen Flagge“ erfreuen können, müssen 
deren Lebensräume unter schutz gestellt und je 
nach bedarf in ihrem Zustand erhalten, verbessert 
und entwickelt werden. ein wichtiger baustein in 
diesem Konzept ist die ausweisung von Natura 
2000-schutzgebieten und die erstellung von 
bewirtschaftungsplänen. im ergebnis werden 
darin erstmalig alle notwendigen Fachinformati-
onen kompakt zusammengeführt, die notwendig 
sind, um einzelne Natura 2000-Gebiete individu-
ell zu entwickeln. 2011 wurden für 29 
Natura 2000-Gebiete Planentwürfe erstellt, die 
in das beteiligungsverfahren gehen. Für 2012 ist 
die Vergabe von Plänen für 15 weitere Natura 
2000-Gebiete in arbeit.

die „Natura 2000-Gebiete“ sind Lebensräume 
von 40 Vogelarten, 48 verschiedenen naturna-
hen wald- und offenland-Lebensraumtypen und 
54 FFh-arten in rheinland-Pfalz. sie wurden 
aufgrund ihrer bedeutung für den Naturschutz 
nach den Vorgaben der europäischen union aus-
gewählt, um europaweit die Vielfalt an Lebens-
räumen für Fauna und Flora zu erhalten und 
gliedern sich in Vogelschutzgebiete (VsG) und 

Natura2000-Gebiete im Bereich
der SGD Süd
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sogenannte Flora-Fauna-habitat-Gebiete (FFh-
Gebiete). die einzelnen Natura 2000-Gebiete 
sowie die zu erhaltenden Lebensräume inklusive 
der betroffenen tier- und Pflanzenarten sind auf 
der internetseite www.naturschutz.rlp.de gra-
fisch dargestellt.

im südlichen teil von rheinland-Pfalz sind 76 
Natura 2000-Gebiete, davon 39 FFh-Gebiete 
und 37 Vogelschutzgebiete beheimatet, die 
zusammengenommen eine Fläche von rund 1/5 
des Zuständigkeitsgebietes der sGd süd ergeben. 
Konkretes Ziel der bewirtschaftungsplanung ist 
es, wege und maßnahmen aufzuzeigen, wie für 
diese Lebensräume und deren tier- und Pflanzen-
arten ein guter erhaltungszustand hergestellt, 
beziehungsweise beibehalten werden kann. 

Koordiniert werden diese Planungen von der 
oberen Naturschutzbehörde der sGd süd, 
wobei die eigentliche erstellung größtenteils 
von Fachplanungsbüros übernommen wird. der 
arbeitsschwerpunkt liegt darin, umfangreiche 
informationen über die Lebensräume sowie die 
vorkommenden arten aus bereits vorhandenen 
biotopkartierungen und anderen Quellen zusam-
menzutragen und gegebenenfalls durch örtliche 
erhebungen zu vervollständigen. die ergebnisse 
werden grafisch aufbereitet und dokumentieren 
auf einen blick im teil a des bewirtschaftungs-
plans die Vorkommen der geschützten arten 
sowie deren Lebensräume, ergänzt durch den 
aktuellen Zustand und weitere details. teil b 
inklusive der maßnahmenkarte bildet die Ziele 
ab und erläutert alle maßnahmen, die notwen-

dig sind, um in den Gebieten einen günstigen 
Zustand herzustellen. damit wird für alle betei-
ligten und interessierten eine transparenz her-
gestellt, die ein zielgerichtetes und nachhaltiges 
handeln im interesse des erhalts der Natura 
2000-Gebiete ermöglicht. 

erreicht werden kann dies zum beispiel durch 
die art der waldbewirtschaftung, wiesenmahd, 
Grünlandbeweidung, Gewässerrenaturierung oder 
ähnliche maßnahmen. deren umsetzung soll 
möglichst durch eine vertragliche Vereinbarung 
mit den eigentümern und Nutzern der Flächen 
erfolgen. im staatswald übernimmt Landesfors-
ten rheinland-Pfalz diese aufgabe. 

die ergebnisse der bewirtschaftungspläne dienen 
zusätzlich als informationsquelle für Verträglich-
keitsprüfungen im rahmen von privaten Planun-
gen und Projekten in den Natura 2000-Gebieten. 
so kann künftig zielgerichtet geprüft werden, ob 

und inwieweit die Vorhaben mit den erhaltungs-
zielen im Natura 2000-Gebiet in einklang stehen. 

im rahmen der Planerstellung beteiligen sich 
verschiedene träger öffentlicher belange mit 
ihren stellungnahmen, um fachliche anregungen 
oder bedenken zu äußern. auch für bürgerinnen 
und bürger sowie für Kommunen besteht die 
möglichkeit, sich mit ihren fachlichen ideen im 
rahmen der offenlage aktiv am Prozess zu betei-
ligen. die beiträge werden nach einer Prüfung 
in die entwürfe eingearbeitet. die endgültigen 
Planunterlagen werden anschließend öffentlich 
bekannt gemacht und stehen dann zusätzlich im 
internet unter www.naturschutz.rlp.de dauerhaft 
zur Verfügung. 

das ehrgeizige Ziel der oberen Naturschutzbe-
hörde ist es, bis 2014 die bewirtschaftungspla-
nung für alle 76 Natura 2000-Gebiete im bereich 
der sGd süd auf den weg zu bringen.
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Massnahmen- und Zielräume
Typ 1

Typ 2*

Typ 3

Vogelschutzgebiet (VSG)

Flora-Fauna-Habitat (FFH)

 
 
 
  
 Betrachtungsebene: Großräumig 
 Sicherungsbedarf: Hoch 
 Bedeutung: Hoch 
 Maßnahmenkategorie: Erhaltung 
   
 Betrachtungsebene: Kleinräumig 
 Sicherungsbedarf: Hoch 
 Bedeutung: Herausragend 
 Maßnahmenkategorie: Erhaltung 
   
 Betrachtungsebene: Großräumig 
 Sicherungsbedarf: Optional 
 Bedeutung: Mittel 
 Maßnahmenkategorie: Verbesserung 
   
 

 
 
Ziel-Lebensraumtypen (FFH) 
 
3130 Mesotrophe Stillgewässer  
6510 Flachland-Mähwiesen  
91E0 Weichholzauenwälder  
 
 

 
 
Zielrichtung der Maßnahme 
 
F Maßnahmen im Forst 
O Maßnahmen im Offenland 
W Maßnahmen in Gewässern 

 
 
Maßnahme 
 

NR/Code  

Im Grünland 3.2 
3.8 

Gestaltung Mahdregime   
Zurückdrängen von Sukzession 
 

Gewässerrenaturierung in 
Abstimmung mit der 
Wasserwirtschaft 

9.4 
9.9 

Ufergestaltung 
Gewässer (und/oder Uferbereich) sich selbst überlassen / 
Prozessschutz 
 

Fischerei 11.0 Indiv iduelles - Besonderheiten – Sonstiges 
 

Jagd 12.1 Regelung Jagdausübung 
 

Im Wald als Lebensraum 13.5 
13.7 
13.10 
13.15 
13.17 
13.22 
13.23 

Umbau in lebensraumtypische Waldgesellschaf ten 
Altholzanteile erhöhen 
Schutz ausgewählter Habitatbäume 
Zulassen natürlicher Entwicklung 
Rückbau von Erschließung 
Ausweisung von Ruhezonen (Vogelschutz) 
Initialmaßnahmen 
 

Öffentlichkeitsarbeit - 
Naturerlebnis - 
Besucherlenkung 

16.0 
16.4 
16.5 

Indiv iduelles - Besonderheiten – Sonstiges 
Besucherlenkung 
Besucherinformation 

   
Spezieller Artenschutz 17.2 Vögel 

 
 
 

Zielarten
Beutelmeise

Blaukehlchen

Drosselrohrsänger

Eisvogel

Fluss-Seeschwalbe

Grauspecht

Larolimikolen

Mittelspecht

Neuntöter

Purpurreiher

Rohrschwirl

Rohrweihe

Schilfrohrsänger

Schwarzmilan

Schwimmvögel

* bei besonders dringendem Handlungsbedarf

Maßnahmenkarte für das Vogelschutzgebiet
„Mechtersheimer Tongruben“

Karte „Bewirtschaftungsmaßnahmen NSG Mechtersheimer Tongruben:“ 

Auftraggeber: SGD Süd, Neustadt an der Weinstraße

Erstellt von: Michael Höllgärtner, 76751 Jockgrim

Fließgewässer (Foto: Dr. Rüdiger Burkhardt)

Spanische Flagge (Foto: Dr. Michael Altmoos) Küchenschelle in Trockenrasen (Foto: Dr. Michael Altmoos)
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euroPa FÜr bÜrGeriNNeN 
uNd bÜrGer

eines unserer wichtigsten anliegen als „Koor-
dinationsstelle Grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit“ ist es, aus der Vielzahl der vorhan-
denen eu-Förderprogramme für den oberrhein 
die für unsere bürgerinnen und bürger und 
Kommunen interessantesten zu präsentieren 
und deren Nutzen und anwendung publik zu 
machen. deshalb haben wir im zurückliegen-
den Jahr gemeinsam mit unseren Partnern ein 
 weiteres interessantes Förderprogramm bei 
einer informationsveranstaltung in der sGd 
süd vorgestellt. 

die europäische union fördert die Zusammen-
arbeit zwischen städten, Gemeinden und Land-
kreisen mit ihren europäischen Partnern. dazu 
wurde eigens das Förderprogramm „europa für 
bürgerinnen und bürger“ aufgelegt. obwohl 
zahlreiche Gemeinden, städte und Landkreise 
in der metropolregion rhein-Neckar Partner-
schaften in europa pflegen, ist das Förderpro-
gramm noch wenig bekannt.

das gemeinsame anliegen, den Kommunen bei 
der inanspruchnahme europäischer Förderpro-
gramme unterstützung zu bieten, motivierte den 
Verband region rhein-Neckar, das regierungsprä-
sidium Karlsruhe und die sGd süd, eine gemein-
same informationsveranstaltung zu diesem 
besonderen eu-Förderprogramm durchzuführen.

das Programm „europa für bürgerinnen und 
bürger“ fördert unterschiedliche arten der 
begegnung und Zusammenarbeit im rahmen 
von Partnerschaften und deren Vernetzung mit 

beachtlichen eu-Finanzierungshilfen. es unter-
stützt außerdem die Gründung neuer Partner-
schaften und soll bestehenden Partnerschaften 
neuen schwung verleihen. 
als instrument für einen strukturierten dialog 
zwischen den bürgerinnen und bürgern soll es 
das bewusstsein der gemeinsamen Verantwor-
tung für die europäische union stärken und der 
Förderung einer aktiven europäischen Gesell-
schaft in den bereichen beschäftigung, sozialer 
Zusammenhalt und nachhaltige entwicklung 
zum wohle der menschen in europa dienen.

im Februar 2011 trafen sich Vertreter des Ver-
bands region rhein-Neckar, des regierungs-
präsidiums Karlsruhe und der struktur- und 
Genehmigungsdirektion süd zu einer gemeinsa-
men informationsveranstaltung. wie auch die 
beiden gemeinsam organisierten und durch-
geführten Praxisworkshops für das eu-Förder-
programm „iNterreG iV a oberrhein“ (2009) 
sowie zu den Förderprogrammen „Klimaschutz“ 
(2010) fand diese Veranstaltung großes inter-
esse.

Präsident Prof. dr. seimetz unterstrich in seiner 
begrüßung, dass der Gedanke „europa“ nur mit 
Leben erfüllt werden kann, wenn die bürge-
rinnen und bürger miteinander im direkten 

dialog stehen und sich Freundschaften entwi-
ckeln können. Verständnis und toleranz für die 
kulturelle und sprachliche Vielfalt in europa 
kann sich entwickeln, wenn sich die menschen 
kennenlernen.

Ziel der Veranstaltung war es, die rund 60 teil-
nehmer aus der kommunalen Familie beider-
seits des rheins auf dieses eu-Förderprogramm 
aufmerksam zu machen und für eine stärkere 
Nutzung der Fördermöglichkeiten zu werben.

Neben der Präsentation des Förderprogramms 
und den konkreten Finanzierungsmöglichkei-
ten wurden einzelbeispiele vorgestellt, die 
bereits von den Fördermöglichkeiten dieses 
Programms profitiert haben. im anschluss an 
die Veranstaltung bestand noch Gelegenheit, 
einzelberatung zu konkreten Projektideen zu 
erhalten. so konnten die teilnehmer praktische 
erfahrungen, wertvolle anregungen und hilfrei-
che informationen mit nach hause nehmen.

auch 2011 war wieder ein breites interesse 
der entscheidungsträger nach information zu 
wichtigen eu-Förderprogrammen zu erkennen. 
wir wollen deshalb auch künftig diesem infor-
mationsbedürfnis mit geeigneten angeboten 
nachkommen.

Informationsveranstaltung zu europäischen Partnerschaften 

in der SGD Süd

v. l. n. r.: Rolf Müller, Prof. Dr. Hans-Jürgen Seimetz, Monika Lühn, Jörg Saalbach
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schaft, Bodenschutz

willi Tatge 
06321 99-2519

Raumordnung, Naturschutz, 
Bauwesen

Bernd Armbrüster
06321 99-2220

11 21 31 41

Personalmanagement, 
Aus- und Fortbildung, 
Allgemeine Rechtsan ge-
legenheiten
dr. Hannes Kopf
06321 99-3088

Zentralreferat Gewerbeaufsicht

dr. Klaus Krischel
06321 99-2422

Zentralreferat Wasserwirtschaft, 
Abfallwirtschaft, Bodenschutz

werner fröhlich
06321 99-2897

Raumordnung und 
 Landesplanung
matthias C. S. dreyer
06321 99-3090

Regionalplanung – Geschäftsstellen der Planungs-
gemeinschaften Rheinhessen-Nahe und Westpfalz

12 22 32 42

Organisation,  IuK-Technik,
Zentrale Dienste

gregor Hartmann
06321 99-2505

Regionalstelle Gewerbe aufsicht 
Mainz

Klaus-Peter gerten
06131 96030-28

Regionalstelle Wasserwirtschaft, 
Abfallwirtschaft, Bodenschutz 
(KL)

Ernst Knittel
0631 367-4415

Naturschutz

gerhard Heu
06321 99-2866

13 23 33 43

Haushalt und Controlling

Achim Spatz
06321 99-2509

Regionalstelle Gewerbe aufsicht 
Neustadt

dr. Arnold müller
06321 99-1266

Regionalstelle Wasserwirtschaft, 
Abfallwirtschaft, Bodenschutz 
(MZ)

Christian Staudt
06131 2397-110

Bauwesen

dagmar deutschler
06321 99-2224

14 34 44

Öffentlichkeitsarbeit

ulrike Schneider
06321 99-2070

Regionalstelle Wasserwirtschaft, 
Abfallwirtschaft, Bodenschutz 
(NW)

Jürgen decker
06321 99-4100

Entschädigung und Enteignung, 
Grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit

Reiner Schmalenbach
06321 99-2335

Einheitlicher  Ansprechpartner 
(EAP)
Roland Kuhn 
06321 99-2233
Thomas Hitschler
06321 99-2523

organisationsplan der Sgd Süd 
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